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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Pfeifer, Dr. Wörner, Dr. Jenninger, Dr. Stavenhagen, 

Dr. Schäuble, Burger, Dr. Prassler, Dr. Evers, Werner, Biechele und der Fraktion der 
CDU/CSU 


betr. Äußerungen des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Hauff zum Bau eines 
Kernkraftwerkes in Wyhl 


Am 21. Februar 1975 hat die Bundesregierung auf die Kleine 
Anfrage der Abgeordneten Dr. Wörner, Dr. Stavenhagen, Pfei- 
fer, Dr. Jenninger, Dr. Prassler, Mancher, Dr. Heck, Dr. Schäuble, 
Dr. Hauser (Sasbach), Dr. Evers, Benz, Biechele und der Fraktion 
der CDU/CSU (Druchsache 7/3193) geantwortet. Diese Antwort 
(Drucksache 7/3276) hat in entscheidenden Punkten keine aus- 
reichende Klärung der gestellten Fragen gebracht und neue Fra- 
gen aufgeworfen, ganz besonders, wenn man die Antwort der 
Bundesregierung in bezug setzt zu einem Interview, das der 
Parlamentarische Staatssekretär Dr. Hauff am 4. März 1975 der 
„Badischen Zeitung" gegeben hat. 

Wir fragen deshalb die Bundesregierung: 

1. Die Bundesregierung führt in ihrer Antwort auf Drucksache 
7/3276 aus: „Die mit der Einführung der Kernenergie verbun- 
denen Probleme bedürfen der offenen und öffentlichen Dis- 
kussion, um die für einen demokratischen Staat erforderliche 
Zustimmung zu erhalten". Was versteht die Bundesregie- 
rung konkret unter der „für einen demokratischen Staat er- 
forderliche Zustimmung"? Wer hat nach Auffassung der Bun- 
desregierung z.B, beim Bau des Kernkraftwerkes in Wyhl 
welchen Maßnahmen zuzustimmen? 

2. Wie will die Bundesregierung zu dem Bau der in ihrem 
Energieprogramm vorgesehenen „etwa 50 großen Kernkraft- 
werken, die bis 1985 in der Bundesrepublik Deutschland in 
Betrieb genommen werden sollen" (vgl. Beantwortung der 
Frage 6. in der Antwort der Bundesregierung Drucksache 
7/3276), die Zustimmung der Bevölkerung erlangen, so lange 
beispielsweise im Landtag von Baden-Württemberg SPD und 
FDP den Gegnern des Kernkraftwerkes in Wyhl den Rücken 
stärken und der Parlamentarische Staatssekretär Dr. Hauff 
seit Wochen in Zeitungsinterviews und Pressegesprächen 
den prinzipiellen Gegnern von Kernkraftwerken im Falle 
Wyhl Unterstützung zukommen läßt? 
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3. In ihrer Antwort (Drucksache 7/3276) behauptet die Bundes- 
regierung, Staatssekretär Dr. Hauff habe im Falle Wyhl „an 
Ort und Stelle dazu beigetragen, mit der betroffenen Bevöl- 
kerung in einen klärenden Dialog zu treten, um eine sach- 
liche Diskussion der Probleme der Kernenergie und eine 
breite Willensbildung über die Beteiligung der betroffenen 
Bevölkerung an administrativen Verfahren hinaus zu er- 
möglichen". Welches war das Ergebnis dieses „klärenden 
Dialogs"? Inwieweit geht die jüngste Erklärung von Spre- 
chern der Bürgerinitiativen in Wyhl, daß sie ihre Besetzungs- 
aktionen in Wyhl fortsetzen wollten, bis das Kernkraftwerk- 
projekt aufgegeben werde, auf den „klärenden Dialog" mit 
Staatssekretär Dr. Hauff zurück? 

4. Die Bundesregierung erklärt in ihrer Antwort (Drucksache 
7/3276), „nach dem Energie-Programm der Bundesregierung 
sollten bis zum Jahre 1985 etwa 50 große Kernkraftwerke 
mit einer Gesamtleistung von 50 000 MW in Betrieb genom- 
men werden". Wie verhält sich dies zu einer Erklärung von 
Staatssekretär Dr. Hauff in einem Interview der „Badischen 
Zeitung" vom 4. März 1975, in der es heißt: „Es ist richtig, 
daß die Bundesregierung plant, bis 1985 eine Leistung an 
Kernkraftwerken in der Größenordnung von 40 bis 45 000 
MW zu installieren"? Wie ist in diesem Zusammenhang die 
weitere Erklärung von Staatssekretär Dr. Hauff im gleichen 
Zeitungsinterview zu verstehen, „Voraussetzung (für die 
von Staatssekretär Dr. Hauff genannte Planung von Kern- 
kraftwerken in der Größenordnung von 40 bis 45 000 MW) 
dafür ist aber, daß die Bevölkerung davon überzeugt wird 
und ihre Zustimmung für eine Ausbauplanung gefunden 
wird"? Bedeutet dies, daß, wenn die Zustimmung der Be- 
völkerung zum Bau der erforderlichen Kernkraftwerke an 
den jeweiligen Standorten nicht gefunden wird, die von der 
Bundesregierung im Energie-Programm vorgesehenen Kern- 
kraftwerke nicht gebaut werden sollen? Wie stellt sich die 
Bundesregierung dann die Energieversorgung in der Zukunft 
vor? 

5. Ist sich die Bundesregierung darüber im klaren, daß die Aus- 
sage von Staatssekretär Dr. Hauff im gleichen Zeitungsinter- 
view, erst wenn die Fragen der Energieeinsparung und der 
Nutzung der Sonnenenergie „befriedigend und mit äußerster 
Anstrengung bearbeitet worden sind, müsse der Restbedarf 
an Energie dann durch Kernenergie gedeckt werden", von 
den Gegnern der Kernkraftwerke so verstanden werden 
mußte und - wie die Formulierung von Staatsekretär Dr. 
Hauff erweist - auch so verstanden werden sollte, daß unser 
Land im Augenblick den Bau von Kernkraftwerken zurück- 
stellen sollte, bis die von Staatssekretär Dr. Hauff genann- 
ten Voraussetzungen „bearbeitet worden sind"? 

6. Wie verhalten sich derartige Äußerungen von Staatssekretär 
Dr. Hauff in ihrer Gesamtheit zum Energie-Programm der 
Bundesregierung, und wie verhalten sie sich zu der vom 
Bundeskanzler und den Regierungschefs der Länder am 
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29. November 1974 beschlossenen Aufforderung, die Bevöl- 
kerung über die Notwendigkeit des Baues von Kernkraft- 
werken besser als bisher aufzuklären? 


Bonn, den 18. März 1975 


Pfeifer 
Dr. Wörner 
Dr. Jenninger 
Dr, Stavenhagen 
Dr. Schäuble 
Burger 
Dr. Trassier 
Dr, Evers 
Werner 
Biechele 

Carstens, Stücklen und Fraktion 
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